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Jedes Mitglied ist berechtigt, schriftliche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten des Gremiums be-

ziehen, an die/den Vorsitzende(n) zu richten. Anfragen sind mindestens 5 volle Arbeitstage der Ver-

waltung vor dem Sitzungstag der/dem Vorsitzenden zuzuleiten. Der/die Fragesteller/-in darf jeweils 

bis zu zwei Zusatzfragen stellen. Eine Aussprache findet nicht statt. Die Beantwortung hat schriftlich 

zu erfolgen, wenn der/die Fragesteller/-in es verlangt. 

 

Die form- und fristgerechten Anfragen sind der Vorlage beigefügt. 

 

Zur gestellten Anfrage des Stadtrates Georg Schmidt-Roos vom 20.02.2022 teilt die Verwaltung fol-

gendes mit: 

 

Die öffentliche Berichterstattung zu dem Vorgang in der Presse nach der Bundestagswahl 2021 war 

so umfänglich, dass alle Fragen zum Sachverhalt damit beantwortet sind. Darüber hinaus handelt es 

sich nach wie vor um ein schwebendes Ermittlungsverfahren durch Staatsanwaltschaft und Polizei. 

Auch aus diesem Grund verbieten sich weitergehende Informationen zu dem Vorfall. 

Schon der seinerzeitigen Presseberichterstattung war zu entnehmen, dass es sich um einen Einzelfall 

gehandelt hat. Vergleichbare Fälle in diesem oder einem anderen Wahllokal hat es nach den Infor-

mationen der Verwaltung nicht gegeben. Die Verwaltung hat auf den Vorgang entsprechend reagiert, 

setzt die verantwortlichen Personen nicht mehr in ehrenamtlichen Wahlvorständen ein und hat die 

Wahlhelferschulung entsprechend angepasst. 

 
 




